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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 122/12 B 
 
L 6 R 418/07 (Thüringer LSG) 
S 12 RJ 472/03 (SG Meiningen) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Kranichfelder Straße 3, 99097 Erfurt, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Thüringer Landessozialgerichts vom 31. Januar 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 31.1.2012 hat das Thüringer LSG einen Anspruch der Klägerin auf Rente wegen 

verminderter Erwerbsfähigkeit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von 

§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG. Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das LSG seine Pflicht ver-

letzt, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und zu erwägen (sog 

Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13 S 12; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 

mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen oder Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die 

Beteiligten nicht äußern konnten (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; 

vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 

2012, § 62 RdNr 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden 

Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu 

bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und 

inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36 
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S 53). Darüber hinaus setzt die Gehörsrüge voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, 

seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen 

Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Soweit die Klägerin eine Überraschungsentscheidung darin erblickt, dass das LSG auf das im 

Verwaltungsverfahren von der Beklagten eingeholte Gutachten des Dr. R.              aus dem 

Jahr 2002 abgestellt hat und die Berufung zurückgewiesen hat, gilt Folgendes: Ist schon die 

Beklagte davon ausgegangen, dass das Leistungsvermögen der Klägerin zwar im April 2002, 

nicht aber zum 31.12.2001 (als letztmaliger Zeitpunkt für die Erfüllung der besonderen 

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen) auf unter 3 Stunden täglich herabgesunken sei, so 

hätte sie damit rechnen müssen, dass sich das LSG diesem Standpunkt anschließt. Eine 

Überraschungsentscheidung in dem Sinne, dass ein gewissenhafter und kundiger 

Prozessbevollmächtigter mit ihr nicht zu rechnen brauchte, liegt bereits dann grundsätzlich nicht 

mehr vor, wenn sich das LSG im Urteil dem Standpunkt eines der Beteiligten angeschlossen 

hat; hiermit muss ein sorgfältiger Prozessbevollmächtigter rechnen (vgl BSG Beschlüsse vom 

20.8.2008 - B 13 R 217/08 B - Juris RdNr 9; vom 5.3.2007 - B 4 RS 58/06 B - Juris RdNr 8). Die 

Beschwerdebegründung lässt offen, aus welchen spezifischen Gründen vorliegend 

Abweichendes gelten könnte. 

 

Soweit die Klägerin ihre Gehörsrüge außerdem darauf stützt, sie habe vor der Entscheidung 

keine Gelegenheit gehabt, sich zur Beweiswürdigung des LSG zu äußern, hätte sie sich damit 

auseinandersetzen müssen, dass keine allgemeine Pflicht des Gerichts existiert, die Beteiligten 

vorab auf eine bestimmte Beweiswürdigung oder die Gründe hinzuweisen, die für die 

richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise leitend sein werden (vgl BSG Beschlüsse 

vom 21.9.2006 - B 12 KR 24/06 B - Juris RdNr 9; vom 5.3.2007 - B 4 RS 58/06 B - Juris RdNr 9 

und vom 23.4.2009 - B 13 R 15/09 B - Juris RdNr 7). Die Pflicht zur Gehörsgewährung bedeutet 

nur, dass den Beteiligten die vom Gericht seiner Entscheidung zu Grunde gelegten Tatsachen 

und Beweisergebnisse bekannt sein müssen. Das Gericht muss den Beteiligten daher 

grundsätzlich nicht offenbaren, welche Schlussfolgerungen es aus den Tatsachen bzw 

Beweisergebnissen ziehen wird (vgl BSG Beschluss vom 17.7.2007 - B 6 KA 14/07 B - BeckRS 

2007, 46399 RdNr 7). Warum vorliegend ausnahmsweise etwas anderes in Betracht kommen 

könnte, lässt die Begründung unerörtert. 

 

Soweit die Klägerin letztlich im Kern das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) 

des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Un-

richtigkeit des Berufungsurteils kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen wer-

den (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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